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M E I N U N G

Patienten-
taugliche 

Konzepte?
Bei der Debatte über die 

Finanzierung der GKV geht 
es nach Ansicht der Bundes-

ärztekammer noch viel 
zu wenig um den Patienten und

eine gute Medizin.

Die Ärzteschaft kann und will nicht
aufwarten mit einem neuen Konzept
zur künftigen Finanzierung des Ge-
sundheitswesens. Die verschiedenen
Varianten von Bürgerversicherung und
Gesundheitsprämie sollen auch künf-
tig von Politikern und ihren Beratern
ausgearbeitet werden.

Was für uns als Ärzte wichtig ist:Das
Gesundheitswesen darf nicht vorrangig
unter wirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten gesehen werden.Als Erfolg können
wir verbuchen,dass fraktionsübergrei-
fend niemand mehr das Märchen von
der „Kostenexplosion“ glaubt;die Un-
terfinanzierung der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung mit ihrer impliziten
Rationierung ist als Tatsache anerkannt.

Bei den Debatten der letzten Wo-
chen und Monate ging es aber noch
viel zu wenig um den Patienten und
um gute Medizin. Jede neue Art der
Finanzierung muss sich daran messen
lassen, was sie zu der Sicherung einer
im Zugang chancengleichen und qua-
litativ hoch stehenden Patientenver-
sorgung leisten kann – und das bei stei-
gender Leistungsinanspruchnahme auf-
grund des medizinischen Fortschritts
und der Altersentwicklung der Bevöl-
kerung.

Um diese Kernfrage wieder stärker
in den Vordergrund zu rücken, hat die
Bundesärztekammer Kriterien aufge-
stellt, anhand derer sich die diskutier-
ten Konzepte auf ihre Patiententaug-
lichkeit hin überprüfen lassen (im In-
ternet verfügbar unter www.baek.de).
Eine patientengerechte Gesundheits-
versorgung sollte mindestens folgen-
den Kriterien genügen:

Die Arztwahlfreiheit für den Patien-
ten und die Therapiefreiheit für Patient
und Arzt muss gewährleistet sein.

Auf der strukturellen Ebene muss
die Chancengleichheit zur Heilbehand-
lung gesichert sein. Die fachärztliche
Versorgung in zumutbarer Entfernung
und eine bedarfsgerechte Kranken-
hausversorgung sind dazu unerlässlich.

Die Versorgungsstrukturen müssen
sich primär am medizinischen Bedarf
der Patienten ausrichten und dürfen
nicht allein von ökonomischen Ein-
sparzielen bestimmt sein.Um Qualität
und Professionalität auf der Versor-
gungsebene zu wahren, ist die Defini-

tionskompetenz der Ärzte für die me-
dizinische Versorgung essenziell. An-
dernfalls würden der Rationierung kei-
ne Grenzen mehr gesetzt.

Eine individuelle Patientenversor-
gung erfordert Wettbewerbsgleichheit
der niedergelassenen Ärzte und der
Krankenhäuser im Zugang zu Versor-
gungsaufträgen; eine alleinige Markt-
macht der Krankenkassen hingegen
birgt die Gefahr indirekter Risikoselek-
tion.

Diesen exemplarisch aufgezählten
Kriterien entspricht die Bürgerversi-
cherung mit ihrer Perspektive zur Ein-
heitsversicherung kaum. Die Bürger-
versicherung bedeutet den Entzug von
Wahl- und Entscheidungsfreiheit und
das tatsächliche Ende eines selbstver-
walteten Sozialsystems. Auch die Prä-
mienmodelle sind nicht überzeugend.
Denn die Steuerfinanzierung des not-
wendigen sozialen Ausgleichs ist im Ta-
gesgeschäft kurzatmiger Politik alles
andere als verlässlich. Wer will schon,
dass der Finanzminister künftig darü-
ber entscheidet,welche Behandlungen
noch möglich sind?

Es gibt keinen Zweifel daran, dass
die ausschließliche Lohnbezogenheit
der gesetzlichen Krankenversicherung
überholt ist. Dass weitere Einkunfts-
arten zur Beitragsbemessung herange-
zogen werden sollten – auch das ist
sinnvoll.

Aber weder ist die Bürgerversiche-
rung – man könnte auch von Einheits-
versicherung sprechen – als eine Art
verdeckte Gesundheitssteuer eine sinn-
volle Lösung noch die steuersubven-
tionierte Gesundheitsprämie bzw.Kopf-
pauschale.

Bisher werden allein die Entwick-
lungspotenziale unseres gegliederten
Krankenversicherungssystems den von
der Bundesärztekammer erarbeiteten
Kriterien gerecht. Wir sollten deshalb
nicht leichtfertig ein System der sozia-
len Sicherung über Bord werfen,das al-
le Katastrophen im letzten Jahrhun-
dert überstanden und so vielen Gene-
rationen Sicherheit in der Krankenbe-
handlung gegeben hat.
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